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Bullinger: Grün-roter Landeshaushalt geht zu Lasten der ländlichen
Regionen

Beschlüsse zu Bildung, Polizeireform und Straßenverkehr stellen Gleichwertigkeit des ländlichen
Raums in Frage - In der Haushaltsdebatte über den Haushalt des Ministeriums für ländlichen Raum und
Ver-braucherschutz kritisierte der agrarpolitische Sprecher Dr. Friedrich Bullinger die in allen
Haushaltsressorts zu beobachtende Vernachlässigung der ländlichen Räume durch die Landesregierung.
Ziel war es bisher, die Gleichwertigkeit der ländlichen Räume in Baden-Württemberg gegenüber den
Ballungsräumen sicherzustellen. Die bisherigen Beschlüsse im Bildungsbereich, vor allem bei
Gewerblichen Schulen und Gemeinschaftsschulen bringen dem Ländlichen Raum eindeutige Nachteile.
Gleiches gilt bei der Polizeireform und beim Straßenbau, so Bullinger.

„Die politischen Koordinaten der Landesregierung gehen zu Lasten der Landwirtschaft. Dabei versickern
selbst die geplanten finanziellen Erhöhungen im Naturschutz von insgesamt sechs Millionen Euro
weitgehend in der Bürokratie, beispielsweise in Personalprojekten und Gutachten. Beim aktiven
Naturschutz klaffen die Wahlversprechen und die tatsächlichen Haushaltszahlen weit auseinander“, so
der agrarpolitische Sprecher. Auch in der Landwirtschaft gebe es auf EU-Ebene keine Anzeichen dafür,
dass die Landesregierung die Interessen der baden-württembergischen Landwirtschaft vertritt.
Kürzungen bei der Investitionsförderung und bei den Agrar-Umweltprogrammen gingen vor allem zu
Lasten der landwirtschaftlichen Familienbetriebe. Scharf kritisierte Bullinger die von Grün-Rot
verweigerten Mittel bei den Gewerbeschauen. Hier konnten sich in den ländlichen Bezirken erfolgreich
Handwerk und Gewerbe präsentieren, vor allem in den Bereichen Energieeffizienz und erneuerbare
Energien. „Damit demonstriert die grün-rote Landesregierung erneut ihre mittelstandsfeindliche
Haltung“.Selbst bei der Energiewende und dem Ausbau der regenerativen Energien werden die
Möglichkeiten der Landwirte eingeschränkt. „Es nützt nichts, die Landwirtschaft als Bestandteil der
Energiewende zu titulieren, wenn gleichzeitig Flächennutzungen so beschränkt werden, dass der Anbau
von Biomasse zum Beispiel für Biogasanlagen verhindert wird. „Auch im Forstbereich stellen wir uns
entschieden gegen weitere Nutzungseinschränkungen“, so Bulligner. Weitere Defizite sieht der
stellvertretende Fraktionsvorsitzende beim von Minister Bonde verantworteten Verbraucherschutz und
Tourismus. In beiden Bereichen herrsche weitgehend Funkstille. Als führendem Tourismusland würde es
Baden-Württemberg gut anstehen, bei den internationalen Messen wie CMT und Grüner Woche in Berlin
besser präsentiert zu sein. Völlige Funkstille gebe es offensichtlich zwischen der Verbraucherzentrale
Baden-Württemberg und dem Verbraucherschutz-Minister Bonde.


